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Uneingeschränkte Arbeitnehmerfreizügigkeit
im Rahmen der 5. EU-Erweiterung: 
Regionale Auswirkungen und Perspektiven
für österreichische Grenzregionen

Marlene Hawelka 

1.  Einführung
Durch die EU-Osterweiterung in den Jahren 2004 und 2007 
kam es zu einer Vergrößerung der Staatengemeinschaft um 
12 Mitgliedsländer, die eine im Vergleich zu den alten Mit-
gliedsländern geringere Pro-Kopf-Wirtschaftsleistung auf-
wiesen. Aufgrund der erwarteten Zuwanderung aus den 
neuen – speziell aus den vier an Österreich grenzenden – 
Mitgliedstaaten wurde seitens der österreichischen Politik 
mit einem verstärkten Druck auf den nationalen Arbeits-
markt gerechnet. Die österreichische Regierung nahm daher 
die Möglichkeit wahr, Übergangsregelungen für die nach 
EU-Recht geltende uneingeschränkte Arbeitnehmerfreizü-
gigkeit zu erlassen.
Am 1. Mai 2011 erfolgte schließlich die Öff nung des österrei-
chischen Arbeitsmarktes gegenüber den Mitgliedstaaten, die 
der EU im Jahr 2004 nach jahrelangen Verhandlungen beige-
treten sind.1 Dadurch wurde mit einer steigenden Arbeitslo-
sigkeit der einheimischen Bevölkerung durch ein großes Ar-
beitskräfteangebot aus den neuen Mitgliedstaaten gerechnet, 
die aufgrund niedriger Lohnkosten das reale Lohnniveau in 
Österreich senken könnten. Die Hoff nung der Unterstütz ung 
des heimischen Sozialsystems sowie die demographische 
Verjüngung der Gesellschaft stehen dabei scheinbar einer 
viel größeren Angst der Erwerbstätigen vor Verdrängungsef-
fekten auf dem Arbeitsmarkt gegenüber.
Die politische und mediale Präsenz des Themas schürte 
Angst vor der Öff nung des Arbeitsmarktes und prophezeite 
negative Auswirkungen für Österreich. Die Internationalisie-
rung des Arbeitsmarktes, die Freizügigkeit der Arbeitskräfte 
und der freie Personenverkehr verursachen Angst vor starker 
Wanderung von Ost nach West, wodurch ironischerweise die 
Situation entsteht, dass in kurzer Zeit nach dem Fall des Ei-
sernen Vorhanges wieder versucht wird, Arbeitskräfte vom 
westlichen Arbeitsmarkt fernzuhalten. Tatsache ist, dass – vor 
allem internationale – Migration ein bedeutendes Thema ist, 
das nicht nur die Wirtschaft, sondern auch das soziale Leben, 
Politik und Gesellschaft stark beeinfl usst. (Straubhaar, 2000: 

1  Dabei wuchs die EU durch die Beitritt e von Estland, Lett land, 
Litauen, Malta, Slowakei, Slowenien, Polen, Tschechien, Ungarn, 
Zypern im Jahr 2004 von 15 auf 25 Mitglieder und im Jahr 2007 
durch die Beitritt e Rumäniens und Bulgariens weiter auf 27 Mit-
gliedstaaten.

7-8). Hinterfragt wurden vor allem die propagierten Aus-
wirkungen der potentiell stark ausfallenden Migration nach 
Österreich, die damit steigende Arbeitslosigkeit der einhei-
mischen Bevölkerung, sinkende Reallöhne sowie mögliche 
ansteigende Pendlerströme. Interessant ist daher, ob es sich 
bei der öff entlichen Meinungsbildung durch Medien um Pa-
nikmache vor dem zukünftigen vergrößerten Arbeitsmarkt 
oder um eine ernst zu nehmende Entwicklung handelt, die 
eine Vorbereitung wie die erfolgte erforderte und ob diese 
ausreichend war, um negative Eff ekte nach dem 1. Mai 2011 
auf den österreichischen Arbeitsmarkt möglichst gering zu 
halten.
Zielsetz ung dieser Arbeit war es, eine wissenschaftlich fun-
dierte Analyse bereits vorhandener Studien und statisti-
scher Daten vorzunehmen und bisherige Entwicklungen seit 
dem Beitritt  der östlichen Staaten zu untersuchen, um eine 
Aussage über zukünftige Entwicklungen in den ländlichen 
Grenzregionen treff en zu können. Untersucht wurden die 
potentiellen Migrations- und Pendlerströme sowie deren 
Wirkungen auf regionale Arbeitsmärkte in den ländlich ge-
prägten österreichischen Grenzregionen sowie den urbanen 
Bereichen ausgewählter Landeshauptstädte und Wiens, so-
wohl theoretisch, als auch auf Basis empirischer Studien. 
Mithilfe der deskriptiven Statistik wurde die bisherige Ent-
wicklung untersucht und zur Verifi zierung oder zum Falsi-
fi zieren einzelner Hypothesen herangezogen und daraus die 
Aufnahmefähigkeit der Untersuchungsregion für Zuwande-
rung abgeleitet.
Daraus und aufb auend auf einem Ausblick über zukünftige 
Erweiterungen, neue Arbeitsmärkte und Perspektiven wur-
den abschließend Herausforderungen und Handlungser-
fordernisse für die Zielregion erarbeitet. Aus diesen Anfor-
derungen können in weiterer Folge regionale Instrumente 
abgeleitet werden, die einen geregelten Umgang mit den 
Auswirkungen ermöglichen und Chancengleichheit zwi-
schen der nationalen und der zugewanderten Bevölkerung 
schaff en.
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2.  Handlungsanforderungen 
und -möglichkeiten für die 
Untersuchungsregion
Mithilfe einer Einteilung nach Regionstypen wurde die ad-
ministrativ abgegrenzte Untersuchungsregion nach der wirt-
schaftlichen Struktur (am stärksten vertretene Branchen) in 
Anlehnung an Gerhard Palme (1995) funktional gegliedert. 
Dabei werden humankapitalintensive, sachkapitalintensive 
und kapitalextensive (ländliche) Regionen unterschieden 
(siehe Abbildung 1).
Für humankapitalintensive – häufi g urbane – Regionen stellt 
die hohe Att raktivität für Zuwanderung die größte Heraus-
forderung, aber auch wirtschaftliche Entwicklungsmöglich-
keiten aufgrund einer erhöhten Dynamik dar, wenn auch die 
zukünftige räumliche Verteilung aus der bisherigen Entwick-
lung schwer abzuschätz en ist. Die hohe Zuwanderung zeigt 
sich in der räumlichen Verteilung aller Zuwanderer aus den 
EU 12, die bisher (2004 bis 2009) zum größten Teil nach Wien 
(54,4%), Graz (7,6%) und ins Wiener Umland (6,6%) gerichtet 
ist. Relativ zur Gesamtbevölkerung der Untersuchungsregi-
on betrachtet (etwa 5,5 Mio. Einwohner; 1. Quartal 2011) ist 
die Zuwanderung allerdings gering. Die stärksten Zuwächse 
sind in jedem Fall in den ersten fünf Jahren nach der Arbeit-
nehmerfreizügigkeit zu erwarten. Abbildung 2 zeigt die bis-
herige Wanderungsbilanz für die Untersuchungsregion nach 
Staatsangehörigkeit, die diesen Trend erahnen lässt. Schwarz 

dargestellt sind Personen mit Herkunft aus einem der neuen 
Mitgliedstaaten.
Aus Studienergebnissen von Huber und Brücker (2003: 100; 
Migrationspotentialabschätz ung) und Huber (2001: 80; pro-
zentuelle räumliche Verteilung der Migration) wurde das Mi-
grationspotential in Folge der Arbeitsmarktöff nung 2011 wie 
in Abbildung 3 dargestellt, errechnet.
Hier ist es von großer Bedeutung, einen Schwerpunkt auf 
den Umgang mit hoher Zuwanderung hinsichtlich Integrati-
onspolitik zu legen. Urbane Räume und humankapitalinten-
sive Regionen (in den Abbildungen dunkelgrau dargestellt) 
werden daher den größten Zuwachs in der Erwerbstätigkeit 
durch Migration erfahren, zumal diese Regionen auch für 
Pendler von Interesse sind, die ihren Wohnort im Heimat-
land beibehalten können. Gleichzeitig stellt diese Entwick-
lung die Wirtschaftspolitik vor die Herausforderung der 
hohen Arbeitslosigkeit, die in den urbanen Räumen der Un-
tersuchungsregion besteht. Wien weist mit einer Arbeitslo-
senrate von 7% (2009) den mit Abstand höchsten Wert in der 
Untersuchungsregion auf; 40% aller Arbeitslosen der Region 
leben in der Bundeshauptstadt. Die Arbeitslosigkeit steigt 
dann weiter, wenn vor allem zu Beginn der Arbeitnehmer-
freizügigkeit hauptsächlich primär und sekundär ausgebil-
dete Personen zuwandern, die vermehrt Substitute zu loka-
len Beschäftigten darstellen. Da ein steigender Anteil gering 
qualifi zierter Zuwanderer nach Beginn der uneingeschränk-
ten Arbeitnehmerfreizügigkeit gegenüber der Zeit davor er-
wartet werden kann, ist aufgrund der größten absoluten Aus-

Quelle: Palme (1995: 401, 416); Kartengrundlage: Statistik Austria (2011a); Statistik Austria (2011b: Th ematische Karte); 
eigene Bearbeitung.

Abb. 1. Funktionale Abgrenzung der österreichischen Untersuchungsregion nach Palme
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Abb. 2. Internationale Wanderungsbilanz für die Untersuchungsregion
nach Staatsangehörigkeit (2002 bis 2009)
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Abb. 3. Gesamte, potentielle Nettomigration in die österreichische Grenzregion
(Gliederung nach Regionstypen)
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prägung der Zuwanderung in den humankapitalintensiven 
Regionen tatsächlich mit erhöhten Arbeitslosenraten zu rech-
nen. Hinzukommend zeigt die bisherige Entwicklung, dass 
Personen nicht österreichischer Staatsbürgerschaft mit höhe-
rer Wahrscheinlichkeit arbeitslos sind (siehe Abbildung 4).
Positiv ist für diese Regionen defi nitiv die Altersstruktur, da 
humankapitalintensive Regionstypen in der Untersuchungs-
region am jüngsten sind, wenn auch die Altersgruppe der 
Kinder und Jugendlichen bisher (2002 bis 2011) mit einem 
Zuwachs von 1,5% am geringsten gewachsen ist. Im Ver-
gleich dazu wuchs die Zahl der erwerbsfähigen Bevölkerung 
von 15 bis 59 Jahre im gleichen Zeitraum um 8,3% und jene 
der über 59-Jährigen um 14,1%.
Die Herausforderung für humankapitalintensive Regionen 
besteht in der sozialen und wirtschaftlichen Integration der 
zugewanderten Bevölkerung, die einen Zugang zum Arbeits-
markt und allen Ausbildungsmöglichkeiten voraussetz t.
Sachkapitalintensive Regionen sind im Gegensatz  dazu vor 
die Herausforderung einer alternden Bevölkerung gestellt. 
Der Trend der absoluten Bevölkerungszahl der über 59-Jäh-
rigen ist steigend (+ 13,4% von 2002 bis 2011) und der Anteil 
der erwerbsfähigen Bevölkerung in den letz ten Jahren rück-
läufi g (+ 3,0% von 2002 bis 2011). Gleichzeitig sank der Anteil 
der Kinder und Jugendlichen unter 15 Jahren im betrachteten 
Zeitraum um 9,0%. Da in diesen Regionen jedoch ein doppelt 
so großes Migrationspotential von etwa je 2.000 Personen 
in den ersten beiden Jahren nach der Arbeitsmarktöff nung 
gegenüber dem jährlichen Pendlerpotential von etwa 1.000 
Personen erwartet wird (nach Huber und Brücker 2003 und 
Huber, 2001; vgl. auch Abbildung 3), das bisherige Beschäfti-
gungswachstum mit 8,4% (2004 bis 2008) stark positiv war 
und die Beschäftigungsquote in der Untersuchungsregion 
bei steigendem Trend mit über 55% (2008) am höchsten ist, 
ist für sachkapitalintensive Regionen derzeit ein eher posi-
tives Bild erkennbar. Auch das Verhältnis von (nur) sechs 

Arbeitslosen je off ener, sofort verfügbarer Stelle ist in sach-
kapitalintensiven Regionen äußerst positiv zu bewerten. Die 
Zuwanderung hat in diesem Fall keine besonders auff allen-
den Auswirkungen auf den Regionstyp. Sachkapitalintensive 
Regionen stehen somit vor der Handlungsanforderung, die 
Zuwanderung junger, gut ausgebildeter Personen in die Re-
gionen zu lenken. Dies kann durch ein vielfältiges Arbeits-
platz angebot ermöglicht werden, das zu einer Erhöhung der 
Standortqualität für Unternehmen und Arbeitnehmer führt.
Für ländliche Regionen kann Zuwanderung grundsätz lich als 
Chance betrachtet werden. Das bisher annähernd stagnieren-
de Bevölkerungswachstum (+0,1% seit 2002) und die geringe 
prognostizierte Zuwanderung (siehe Abbildung 3) führen im 
ländlichen Bereich zu Überalterung und dem rückläufi gen 
Trend erwerbsfähiger und junger Bevölkerung (siehe Abbil-
dung 5).
Ohnehin verzeichneten strukturschwache, kapitalextensive 
Regionen somit die geringsten Zuwächse der Erwerbstätigen 
bzw. erwerbsfähigen Bevölkerung in den vergangenen Jah-
ren, was in Kombination mit der geringen Beschäftigungs-
quote (41,6% im Jahr 2008) eine Herausforderung für den 
ländlichen Raum ist. Das gegenüber der maximalen jährli-
chen Zuwanderung von 4.100 Personen im Jahr 2011 mehr 
als doppelt so hohe jährliche Pendlerpotential (ca. 10.000 Per-
sonen) stellt ländliche Regionen vor die Herausforderungen, 
dass einerseits Erwerbstätige zwar in der Gemeinde arbeiten, 
ihre Kaufk raft jedoch ins Ausland abfl ießt, weil der Wohnort 
behalten wird und andererseits mit einer erhöhten Arbeitslo-
sigkeit für Österreicher zu rechnen ist, wenn Erwerbstätige 
aus den Nachbarstaaten Substitute zu den österreichischen 
Beschäftigten darstellen. Allgemein war die Arbeitslosen-
quote mit 4,3% (2009) in ländlichen Regionen im Vergleich 
zu den anderen Regionstypen bisher jedoch am geringsten, 
was womöglich auf die bereits statt gefundene Landfl ucht zu-
rückzuführen ist.

Quelle: Datengrundlage: AMS Österreich, Arbeitsmarktforschung und Berufsinformation (2011: Bestand an vorgemerkten 
Arbeitslosen nach NUTS3 in Österreich, Jahresdurchschnitt 2004 – 2010; Bestand an vorgemerkten arbeitslosen In- und 
AusländerInnen nach NUTS3 in Österreich, Jahresdurchschnitt 2004 - 2010); eigene Darstellung.

Abb. 4. Anteil der Arbeitslosen an der Wohnbevölkerung (jeweils nach Herkunft ) zwischen
15 und 59 Jahren in der Untersuchungsregion (2004 bis 2010)
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Die wirtschaftlichen Eff ekte betreff end, war im ländlichen 
Bereich das geringste regionale BIP-Wachstum zu verzeich-
nen, in manchen Teilregionen kam es seit 2004 sogar zu ei-
nem Rückgang. Auch das Beschäftigungswachstum war äu-
ßerst gering und auf eine off ene, verfügbare Stelle kamen im 
Jahr 2010 zehn Arbeitslose. Für periphere Regionen sollte da-
her das Ziel sein, internationale Zuwanderung auch verstärkt 
in die Peripherie und den ländlichen Raum zu lenken bzw. 
die Standortqualitäten ländlicher Gemeinden zu verbessern, 
um damit einem schrumpfenden Erwerbspotential sowie der 
Alterung und womöglich der Schrumpfung entgegenzuwir-
ken.
Die allgemeine Handlungsanforderung besteht darin, auch 
Orte mit geringerer Angebotsvielfalt am Arbeitsmarkt, von 
Ausbildungsstätt en oder sozialer Infrastruktur für Migranten 
zu att raktivieren. Hier wird es für ländliche und sachkapi-
talintensive Regionen schwierig, gegenüber humankapital-
intensiven Regionen konkurrenzfähig zu bleiben bzw. zu 
werden. Diese Entwicklung erfordert integrationspolitische 
Handlungen auf regionaler Ebene, wie sie teilweise bereits 
auf nationaler Ebene erfolgt sind (z.B. Lohn- und Sozialdum-
ping-Bekämpfungsgesetz ). 
Aufgrund des Arbeitsschwerpunktes wurde in der vorliegen-
den Arbeit der Zuzug nach Österreich untersucht, die Chan-
cen und Risiken von Migranten sowie die Auswirkungen der 
Zuwanderung betrachtet. Dabei ist nicht zu vernachlässigen, 
dass die uneingeschränkte Arbeitnehmerfreizügigkeit die 
Arbeitskräftemobilität in beide Richtungen ermöglicht und 
auch viele Personen in österreichischen Grenzregionen in 
Nachbarstaaten pendeln können bzw. dauerhaft ihren Wohn-
ort in einen der neuen Mitgliedstaaten verlegen können.
Nicht nur für die Untersuchungsregion besteht die Heraus-
forderung darin, weg von der Betrachtung administrativer 

Regionen hin zu funktionalen Regionen und deren Verfl ech-
tungen zu gehen. In Zukunft wird es nicht mehr den öster-
reichischen Arbeitsmarkt neben vielen nationalen Arbeits-
märkten, sondern vielmehr einen europäischen Arbeitsmarkt 
in dem Sinne geben, dass grenzüberschreitende, regionale 
Arbeitsmärkte – unabhängig von nationalstaatlichen oder 
anderen administrativen Grenzen – vorherrschen. Diese Ent-
wicklung und die unterschiedlichen Charakteristika ländli-
cher und urbaner Arbeitsmärkte, die je nach Branche kom-
plementär oder konkurrierend sind, werden die Anpassung 
nationaler Instrumente erfordern.

3.  Ausblick:                                 
Regionale Perspektiven in Hinblick 
auf zusätz liche Erweiterungen und 
neue Arbeitsmärkte in der EU
Für zukünftige Erweiterungen der EU werden derzeit Bei-
tritt sverhandlungen mit drei Staaten geführt, wobei die Aus-
gangsbedingungen hinsichtlich zukünftiger Migration aus 
Kroatien und der Türkei ähnlich der Situation in Folge der 
Ostererweiterung zu erwarten sind. Ein großer Unterschied 
besteht in der deutlich größeren Bevölkerungszahl der Tür-
kei im Vergleich zu den bisherigen neuen Mitgliedstaaten. 
Seit 2010 führt auch Island Beitritt sverhandlungen. Das Mi-
grationspotential und die Auswirkungen auf Österreich kön-
nen hier aufgrund der Entfernung und Größe ähnlich wie 
aus den baltischen Staaten eingeschätz t werden. Der Beitritt  
Kroatiens als 28. Mitglied der EU wurde durch das Europäi-
sche Parlament bestätigt, der Zeitpunkt des Beitritt s der Tür-
kei und Islands ist bisher ungewiss, doch es werden auch die 
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Abb. 5. Entwicklung der Wohnbevölkerung in ländlichen Regionen nach Altersklassen
2002 bis 2011 (Basis 2002 = 100%)
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anderen beiden Staaten mit großer Sicherheit Mitglieder der 
EU werden und einen Einfl uss auf den österreichischen Ar-
beitsmarkt sowie regionalen Teilarbeitsmärkte haben. 
Mazedonien wurde bereits als Beitritt skandidat bestätigt, wo-
bei die Verhandlungen noch nicht begonnen wurden. Zudem 
werden Albanien, Bosnien und Herzegowina, Montenegro, 
Serbien und der Kosovo als potentielle Beitritt skandidaten 
gehandelt. Sobald diese Staaten die Kopenhagener Beitritt s-
kriterien – also die Umwandlung der Staaten in Demokrati-
en, die Einführung der Markt- an Stelle der Planwirtschaft 
sowie die Übernahme der Ziele und des Rechtsbestandes der 
EU – erfüllen, erhalten sie den Status als Beitritt skandidat, 
mit dem Verhandlungen begonnen werden können. (Infor-
mationen zum Status der (potentiellen) Beitritt skandidaten 
siehe European Union. 2010: 2; European Union. 2011)2

Hinzu kommt die eingeschränkte Arbeitnehmerfreizü-
gigkeit für Personen aus Rumänien und Bulgarien, die am 
1. Mai 2013 ausläuft. Aus diesen beiden Staaten ist – wie die 
Analysen der bisherigen Entwicklung gezeigt haben – bereits 
in den vergangenen Jahren ein – in Relation zur Migration 
aus den EU 10 – starker Zuwachs zu verzeichnen gewesen. 
Die Zuwanderung aus Bulgarien und Rumänien für die Zeit 
nach der Arbeitsmarktöff nung ist schwer einzuschätz en. Die 
größere geographische Entfernung lässt auf ein geringeres 
Migrationspotential und ein nicht vorhandenes Pendlerpo-
tential schließen. Da diese Staaten allerdings deutlich ärmer 
sind als jene, für die die Arbeitnehmerfreizügigkeit bereits 
seit Mai 2011 gültig ist, kann das Potential deutlich erhöht 
sein. Da für die absolute Ausprägung der Zuwanderung 
eher die Größe des Herkunftslandes und nicht die räumliche 
Nähe von Bedeutung ist, wie die bisherige Migration aus Ru-
mänien und Polen gezeigt hat, kann daher davon ausgegan-
gen werden, dass die Situation 2013 etwas verschärfter sein 
wird, als 2011. Das Arbeitskräfteangebot wird jedoch nicht 
zusätz lich durch Pendler erhöht werden, wie es bisher aus 
den Nachbarstaaten der EU 10 passiert ist.
Die Übergangsregelungen als Instrument zur Verringerung 
der Zuwanderung in die neuen Mitgliedstaaten, um die Ge-
fährdung des Arbeitsmarktes abzuwenden, sind hinsichtlich 
der Grundrechte für EU-Bürger kritisch zu betrachten. Aus 
der bisherigen Zuwanderung ist erkennbar, dass bereits trotz  
vielfältiger Einschränkungen, viele Personen aus den neuen 
Mitgliedstaaten in Österreich erwerbstätig sind. Die bishe-
rige jährliche Zuwanderung von 20.000 bis 25.000 Personen 
entsprach dabei etwa den prognostizierten Zahlen für die 
Zeit nach der Arbeitsmarktöff nung – eine Reduktion des Po-
tentials ist daher anzunehmen. Es konnte zudem prognosti-
ziert werden, dass sich das gesamte Zuwanderungspotential 
von knapp 200.000 Zuwanderern bis 2030 (eigene Berech-
nung nach Huber/Brücker, 2003: 100; Huber, 2001: 80) durch 
Übergangsregelungen nur sehr geringfügig verringert und 
sich großteils auf die ersten Jahre nach der Öff nung konzent-
rieren wird (siehe Abbildung 6).
Der Grundgedanke, dass es im Zeitraum der aufrechten Ein-
schränkungen zu einer Annäherung von Preis- und Lohn-
niveaus, der Arbeitslosigkeit und ähnlichen, für die Migra-
tionsentscheidung relevanten Faktoren kommt, hat sich als 
richtig erwiesen, doch dürfte dies nicht zu einem geringeren 

2  Serbien wurde der Status als Beitritt skandidat am 1. März 2012 
verliehen.

Potential führen. Vielmehr kommt es zu einer Verschiebung 
der Migrationsentscheidung und zur Wanderung zu einem 
späteren Zeitpunkt. Dabei werden die Auswirkungen auf den 
Arbeitsmarkt bei plötz licher, starker Zuwanderung, wie sie 
durch das Ende der Übergangsregelungen forciert wird, zu 
stärkeren Auswirkungen als langsame, kontinuierliche Zu-
wanderung führen. Huber und Brücker (2003: 89-90) stellten 
daher zur Diskussion, die Arbeitsmärkte innerhalb der auf-
rechten Einschränkungen graduell zu liberalisieren und bei-
spielsweise durch bilaterale Abkommen mit ausgewählten 
Staaten den Arbeitsmarktz ugang teilweise zu erlauben. Eine 
weitere Idee ist die stufenweise Liberalisierung nach Bran-
chen oder Qualifi kation, wie sie in Österreich in den vergan-
genen Jahren tatsächlich erfolgt ist. Das Grenzgängerabkom-
men mit Ungarn erlaubte bereits vor der uneingeschränkten 
Arbeitnehmerfreizügigkeit die Tätigkeit am österreichischen 
Arbeitsmarkt. Während der Übergangsregelungen war es 
Fachkräften zudem erlaubt, bereits in Österreich zu arbei-
ten, da durch die Zuwanderung hoch qualifi zierter Personen 
geringere negative Auswirkungen auf den österreichischen 
Arbeitsmarkt prognostiziert waren, als durch gering Quali-
fi zierte.
Dieses Konzept scheint aus wirtschaftlicher Sicht sinnvoll, 
wenn es auch aus sozialpolitischer Sicht zu hinterfragen ist 
(brain drain). Um eine für Österreich praktikable Steuerung 
der Zuwanderung zu erreichen, erscheinen zeitlich abgestuf-
te Liberalisierungsschritt e jedoch sinnvoll, um den plötz li-
chen, absoluten Anstieg möglichst gering zu halten, der weit-
aus stärker spürbare Auswirkungen zur Folge hätt e.
Zudem sind Maßnahmen zur raschen Annäherung der un-
terschiedlichen Lohn- und Preisniveaus von großer Bedeu-
tung, um das Migrationspotential zu verringern. In Rumä-
nien und Bulgarien, die die geringsten Niveaus aufweisen, 
ist es bereits zu einer starken Annäherung gekommen (siehe 
Abbildung 7), was die Chance erhöht, das Migrationspotential 
bis 2013 zu verringern.
Weniger gut abschätz bar, kontrollier- und steuerbar ist das 
Pendlerpotential. Vor allem in Grenzregionen, nicht nur den 
österreichischen, besteht knapp nach der Einführung der un-
eingeschränkten Arbeitnehmerfreizügigkeit (seit Mai 2011) 
ein großes Potential zum grenzüberschreitenden Pendeln. 
Ein geringeres Preisniveau im Heimatland bei gleichzeitig 
höherem Lohnniveau im Zielland ermöglicht Pendlern eine 
Reallohnsteigerung. Auch hier sind Maßnahmen zur Annä-
herung der Niveaus von äußerst großer Bedeutung.
Im Zuge des erwarteten verstärkten Arbeitskräfteangebots 
sind auch die Auswirkungen auf die lokale Beschäftigung 
relevant. Aus der Befürchtung, dass zugewanderte Personen 
ihre Arbeitsleistung in Österreich billiger anbieten können 
als einheimische Beschäftigte, da das Niveau im jeweiligen 
Heimatland deutlich unter dem österreichischen liegt, wur-
den Maßnahmen zur Sicherung der bestehenden Arbeits-
plätz e diskutiert. In weiterer Folge wurde das Lohn- und 
Sozialdumping-Bekämpfungsgesetz  am 31.03.2011 vom österrei-
chischen Nationalrat beschlossen und ist am 01.05.2011 mit 
der uneingeschränkten Arbeitnehmerfreizügigkeit in Kraft 
getreten. Darin werden Grundentlohnung und Arbeitszeitre-
gelung nach Kollektivvertrag, unabhängig von der Herkunft 
der Arbeitnehmer und ob in- oder ausländische Unterneh-
men, verlangt. Übertretungen werden strafrechtlich verfolgt. 
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Quelle: Potentialabschätzung nach Huber/Brücker (2003: 100); eigene Interpolation der Jahreswerte. Prozentuelle räumliche 
Verteilung der Migration nach Huber (2001: 80); eigene Darstellung.

Abb. 6. Potentielle Nettomigration in die österreichische Grenzregion (Gliederung nach Regionstypen)

Quelle: Datengrundlage: Datenbank Statistiken der Eurostat der Europäischen Union (2011: tsier010: Vergleichende Preisni-
veaus des Endverbrauchs der privaten Haushalte einschließlich indirekter Steuern (EU-27=100)); eigene Darstellung.

Abb. 7. Preisniveauindizes der neuen Mitgliedstaaten und Österreich 2004 und 2010
(Basis EU 27 = 100)
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(Bundesministerium für Arbeit, Soziales und Konsumenten-
schutz . 2011a.)
Ein Gesetz  wie dieses soll die Gleichbehandlung von zuge-
wanderten Arbeitnehmern sicherstellen und sowohl öster-
reichische als auch zugewanderte Beschäftigte schütz en. 
Diese Maßnahme erzwingt daher Untergrenzen von Löh-
nen, wodurch der Markt mit Arbeitslosigkeit bei erhöhtem 
Arbeitskräfteangebot reagieren muss. Betrachtet man die 
europäische Idee der uneingeschränkten Arbeitnehmerfrei-
zügigkeit, die jede unterschiedliche Behandlung von Arbeits-
kräften aufgrund ihrer Staatsangehörigkeit unterbindet, so 
entspricht dieses Gesetz  exakt diesen Inhalten.
Die seit 01.07.2011 in Kraft befi ndliche Kriteriengeleitete Zu-
wanderung nach Österreich als Zuwanderungssystem mit Aus-
stellung der Rot-Weiß-Rot-Karte, die eine Zuwanderung von 
außerhalb der EU bei der Erfüllung ausgewählter Kriterien 
zulässt, entspricht nicht der uneingeschränkten Arbeitneh-
merfreizügigkeit (die in diesem Fall auch nicht rechtlich an-
gewendet werden muss). Nach Kriterien wie Qualifi kation, 
erlangte Berufserfahrung, Alter, vorhandene Sprachkennt-
nisse, ein entsprechendes Arbeitsplatz angebot und Min-
destentlohnung werden Zuwanderer zur Niederlassung und 
zur Beschäftigung bei einem bestimmten Arbeitgeber oder 
zum freien Arbeitsmarktz ugang berechtigt. Dabei wird be-
sonders Hochqualifi zierten, Fachkräften in Mangelberufen, 
sonstigen Schlüsselkräften und Studienabsolventen der Zu-
gang zu bestimmten Arbeitgebern erlaubt. Deren Familien-
angehörige erhalten die Möglichkeit des freien Arbeitsmarkt-
zugangs. Nach einem Punktesystem wird ermitt elt, ob die 
Ausstellung der Rot-Weiß-Rot-Karte erfolgen kann oder nicht. 
(Bundesministerium für Arbeit, Soziales und Konsumenten-
schutz . 2011b: 1)
Aus sozialpolitischer Sicht kritisch zu beurteilende Instru-
mente, haben sie beide zum Ziel, die negativen Auswirkun-
gen auf regionale Arbeitsmärkte wie Lohnrückgänge und 
Arbeitslosigkeit zu verringern. 
Gleichzeitig bietet Zuwanderung große Chancen, da Zuwan-
derer auch Konsumenten sind und der zusätz liche Konsum 
zu größeren Absatz märkten führt, was wiederum positiv für 
Unternehmen ist, die dadurch eine erhöhte Produktions-
nachfrage haben. Durch den Eintritt  von Zuwanderern in den 
österreichischen Arbeitsmarkt bzw. regionale Arbeitsmärk-
te entsteht eine neue Dynamik, die kurzfristig zu erhöhter 
Arbeitslosigkeit oder ähnlichen, negativen Eff ekten führen 
kann, jedoch langfristig zum Wirtschaftswachstum beiträgt.
Für Grenzregionen zu neuen Mitgliedstaaten bedeuten Er-
weiterungen ein erhöhtes Arbeitskräfteangebot, das vor al-
lem in Bezug auf grenzüberschreitendes Pendeln schwer ab-
schätz bar ist, unabhängig von den erwarteten positiven oder 
negativen Eff ekten. In Österreich ist die Ausgangssituation 
speziell, da Wien als Bundeshauptstadt in der Grenzregion 
liegt und einerseits als Metropole, andererseits aufgrund der 
räumlichen Nähe von hoher Att raktivität ist und es daher zu 
einer räumlichen Konzentration der Zuwanderung kommt.
Die Instrumente, die zur Verringerung der negativen Arbeits-
marktauswirkungen dienen (sollen), werden auf nationaler 
Ebene beschlossen und gelten gleichsam für das gesamte 
Bundesgebiet; unabhängig von der wirtschaftlichen Struktur, 
dem Zuwanderungspotential oder der Lage. Sie versuchen 
auch nicht, verteilungspolitisch die Zuwanderung zu steu-

ern. Regional diff erenzierte, grenzüberschreitende Arbeits-
marktpolitik oder zumindest die Kenntnis über ungleiche 
Eff ekte der Zuwanderung und des Pendelns auf unterschied-
liche Regionstypen werden zu zentralen Herausforderungen 
für folgende Erweiterungen und die Arbeitsmarktpolitik.

 4.  Schlussfolgerungen für 
(österreichische) Grenzregionen
Die bereits erfolgte verstärkte Zuwanderung aus den neuen 
Mitgliedstaaten nach 2004 und 2007 lässt in Kombination mit 
der Prognose und vorhandenen rückläufi gen Trends für die 
Region schließen, dass die stärksten Zuwanderungsströme 
bereits vorbei sind. Es muss mit erneuten kurzfristigen Spit-
zen in Folge der Erweiterungsjahre beim Beitritt  neuer Staa-
ten und dem Ende der Übergangsregelungen bei bestehen-
den Mitgliedstaaten gerechnet werden, doch kann hier von 
den bisherigen Werten ausgegangen werden.
Die Frage, welche kurz- und langfristigen Auswirkungen die 
Arbeitsmarktöff nung im Rahmen der EU-Ostintegration am 
1. Mai 2011 auf die Arbeitsmärkte der Grenzregionen unter 
Berücksichtigung der bisherigen Entwicklung hat und wie 
diese darauf reagieren können, lässt sich daher aus heutiger 
Sich (noch) nicht eindeutig beantworten.
Detaillierte Vorhersagen der Zuwanderung und daher der 
Eff ekte sind, wie die bisherige Entwicklung gezeigt hat, mit 
großer Unsicherheit behaftet. Zu viele Faktoren wie persönli-
che Aspekte, Zuwanderungsregelungen anderer Staaten oder 
die wirtschaftliche Entwicklung und daher Annäherung an 
das EU-Niveau beeinfl ussen die Wanderungsentscheidung.
Wahrscheinlich ist auch eine verstärkte Zuwanderung von 
niedrig qualifi zierten Personen direkt nach Auslaufen der 
Übergangsregelungen, da die Ausnahmebestimmungen 
während der eingeschränkten Arbeitnehmerfreizügigkeit 
hauptsächlich für hoch qualifi zierte Arbeitnehmer gültig 
waren. Dies kann vorübergehend zu negativen Eff ekten für 
niedrig qualifi zierte Beschäftigte österreichischer Herkunft 
führen, so Migranten Substitute darstellen.
Da die Zahl der Zuwanderer im Vergleich zur österreichi-
schen Bevölkerung gering ist, bedeutet die Arbeitsmarktöff -
nung, die im Mai 2011 für acht neue Mitgliedstaaten erfolgte, 
keinen außergewöhnlichen Zuwachs. Die Zahl der Personen 
aus diesen Staaten ist in den vergangenen Jahren relativ am 
stärksten gewachsen, die Wanderungsbilanz lag jedoch auch 
schon vor 2004 über jener der Personen aus den alten EU-
Staaten und unter jener der Personen aus sonstigen Staaten. 
Zudem ist der Trend der Wanderungsbilanz seit 2007 rück-
läufi g.
Die regionale Verteilung mit ihrer Konzentration auf urba-
ne und andere humankapitalintensive Regionen mit den 
folgenden Eff ekte wird bei zukünftiger Zuwanderung und 
unveränderter (Regional-)Politik ähnlich der hier festgestell-
ten aussehen. Tatsächlich wurde jedoch bereits während der 
Übergangsregelungen viel Zuwanderung abgefedert. 
Die Zuwanderung aus den EU 12 wird daher zu weniger 
starken wirtschaftlichen Eff ekten führen, als ursprünglich 
erwartet. Sie wird allerdings trotz  einer jüngeren Altersstruk-
tur den Trend der gesellschaftlichen Alterung in der Unter-
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suchungsregion nicht aufh alten oder gar umkehren kön-
nen. Es wird zwar kurzfristig wiederum zu einer erhöhten 
Zuwanderung kommen, die in den Folgejahren allerdings 
zurückgeht. Die als gering eingeschätz ten Auswirkungen 
berücksichtigen keine Verteilung auf unterschiedliche Bran-
chen und Bevölkerungsgruppen. Es kann daher vereinzelt zu 
spürbaren Eff ekten in einzelnen Teilregionen kommen, die 
gesamtwirtschaftlich gering sind. 
Die Hypothese, dass der mediale Diskurs zur Thematik die 
Situation überbewertet hat und die tatsächliche Zuwande-
rung und ihre Folgen geringer sind als in den Medien vermit-
telt, konnte zu großen Teilen verifi ziert werden. Die höhere 
Einschätz ung von Zuwanderungszahlen ist vermutlich auf 
die Grundlage früherer Prognosen zurückzuführen, die mit 
großer Unsicherheit behaftet sind, teilweise auf unterschied-
lichen Annahmen basierten, daher verschiedene Ergebnisse 
lieferten und Extrem-Szenarien darstellten.
Wie ursprünglich angenommen, werden regional diff eren-
zierte Entwicklungen auftreten, die ein Umdenken in der Ar-
beitsmarktpolitik und die Erarbeitung neuer Instrumente für 
einen geregelten Umgang mit den geringen Auswirkungen 
ermöglichen und zu einer Chancengleichheit der Bevölke-
rung – unabhängig von der Herkunft – führen. Teilweise ist 
dies durch die Erlassung des Gesetz es zur Bekämpfung von 
Lohn- und Sozialdumping bereits geschehen; auch mithilfe 
der kriteriengeleiteten Zuwanderung wird versucht, Zuwan-
derungsströme nach Qualifi kation zu steuern. Wichtig wä-
ren jedoch auch Instrumente, die die räumliche Verteilung in 
Verbindung mit der Qualifi kation der Zuwanderer und der 
verfügbaren Stellen in den Regionen steuern. So können Mi-
gration und grenzüberschreitendes Pendeln positiv für die 
regionale Wirtschaft in den alten und neuen Mitgliedstaaten 
genutz t werden, denn

„Die langfristige Perspektive muss ein gemeinsamer Ar-
beitsmarkt mit auch umgekehrter Mobilität sein. Wichtig 
ist auch die Herstellung von Transparenz über vorhandene 
Qualifi kationen in den jeweiligen Ländern.“ (Lachmayr et 
al., 2010: 36)
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